


185

Vertiefende Analysen zu den einzelnen Bildungsbereichen  

H
4

mittleren Altersjahrgänge bis zum Alter von 49 Jahren in den Kursen stark abnehmen, 
der der 50-Jährigen und Älteren zunehmend die Kursstruktur prägen und damit 
auch eine veränderte Organisation von Weiterbildungsangeboten, z. B. bezüglich der 
Themenbereiche, herausfordern wird (Tab. H4.5-2A, Abb. H4.5-3web). Zusätzlich ist die 
Abhängigkeit des Weiterbildungsverhaltens vom Bildungsstand zu berücksichtigen. 
Die 47- bis 62-Jährigen des Jahres 2007 werden 2025 die Gruppe der 65- bis 80-Jährigen 
bilden. Eine Modellrechnung zeigt, dass allein aufgrund des dann höheren Bildungs-
stands die Weiterbildungsquote der 65- bis 80-Jährigen von 12% im Jahr 2007 auf 17% 
bzw. um über ein Drittel ansteigen könnte (Tab. H4.5-3A).

In der nicht betrieblichen Weiterbildung, in der berufsbezogene und nicht be-
rufsbezogene Weiterbildung institutionell oft gekoppelt sind, zeigt ein Blick auf Wei-
terbildungsangebote von Volkshochschulen große regionale Unterschiede im Kurs-
angebot, die extreme Unterschiede in den institutionellen Gelegenheitsstrukturen 
zur Weiterbildungsteilnahme in den verschiedenen deutschen Regionen aufdecken 
(Tab. H4.5-4A, Abb. H4.5-4web). Die Chance, an Weiterbildung teilzunehmen, ist nach den 
Kursangeboten z. B. in Baden-Württemberg viermal so groß wie in Brandenburg und drei-
mal so hoch wie in Hamburg. Für die Altersgruppe der 50- bis 80-Jährigen stellt sich die 
Relation noch ungünstiger dar (Tab. H4.5-4A). Die Unterschiede in der Versorgungslage 
deuten auf Probleme hin, die sich im Zuge demografi scher Veränderungen und des Be-
völkerungsrückgangs in den ostdeutschen Flächenländern noch verschärfen können.   

In besonderer Weise kann Weiterbildung für jene in Zukunft größer werdenden 
Bevölkerungsgruppen, denen nach dem Erwerbsleben soziale Kontakte und Infor-
mationsquellen auch für die individuelle Lebensgestaltung verloren gehen, eine 
wichtige Funktion sozialer Integration und Teilhabe erfüllen (vgl. I). Welche Fragen 
sich damit stellen, lässt sich am Beispiel der Gesundheitsbildung verdeutlichen, die 
in allen Altersgruppen, insbesondere aber in den höheren, an Bedeutung gewinnt. Die 
verfügbaren Daten der Zusatzerhebung „EdAge“  zum AES zeigen in der Teilnahme 
an Angeboten zur Gesundheitsbildung beträchtliche Unterschiede nach Geschlecht, 
Alter und Bildungsstand (Tab. H4.5-6web, Tab. H4.5-7web). Hier liegt ein größeres Feld 
für Innovationen in der Weiterbildung – nicht allein bezogen auf die alten Personen –,
 für das Personal- und Finanzressourcen der öff entlichen Hand zu erschließen sind.

Starke regionale 
Unterschiede bei 
Versorgung mit 
Weiterbildungs-
angeboten der 
öffentlichen Hand
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phase erforderlich

Abb. H4.5-1:  Status-quo-Schätzung der Teilnehmerzahlen an Weiterbildung 2025 
nach Altersgruppen

Quelle: TNS Infratest Sozialforschung, AES 2007, Projekt EdAge an der LMU München; Statistische Ämter des Bundes und der 
Länder, 12. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung (Basisvariante), Bevölkerungsstatistik 2007, eigene Berechnungen
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Herausforderungen für die Weiterbildung
Weder die berufsbezogene noch die nicht berufsbezogene Weiterbildung scheint auf 
den demografi schen Wandel gut vorbereitet zu sein. Im berufl ichen Bereich bieten die 
gegenwärtige Praxis der Unternehmen wie auch das individuelle Bildungsverhalten 
(vgl. G1 und G3 in diesem Bericht wie auch G1 im Bildungsbericht 2008) für die Wei-
terbildung in einer „alternden Gesellschaft“ keine angemessene Voraussetzung. Die 
Mitgestaltung des demografi schen Wandels durch institutionalisierte Weiterbildung 
lässt sich in drei vordringlichen Perspektiven bündeln: 
• Wie kann berufl iche Weiterbildung zur Aktivierung zusätzlichen Erwerbsperso-

nenpotenzials auf allen Qualifi kationsstufen der Beschäftigung, insbesondere aber 
bei geringer Qualifi zierten, Arbeitslosen und geringfügig Beschäftigten (H4.3), bei-
tragen? 

• Angesichts der Unterrepräsentanz der älteren und weiblichen Erwerbspersonen in 
der berufl ichen Weiterbildung – vor allem der betrieblichen – stellt sich die Frage, 
ob und wie die institutionellen Träger – seien es Betriebe, seien es öff entliche Ein-
richtungen – eine Qualifi zierungsstrategie zur Erhöhung der Erwerbsbeteiligung 
dieser Gruppen zur Schließung möglicher Arbeitskräftelücken entwickeln.

• Unter dem Aspekt einer „alternden Gesellschaft“ erscheint für die aus dem Erwerbs-
leben ausgeschiedenen Personengruppen eine Weiterbildungspolitik notwendig, 
die über ein regional gleichwertiges Angebot sowohl deren Teilnahme insgesamt 
erhöht als auch besonders die bisher in der Weiterbildung benachteiligten Gruppen 
mit niedrigem Bildungsstand zu aktivieren versucht. Eine solche Politik, die auch 
die besonderen Probleme von Personen mit Migrationshintergrund einbeziehen 
sollte, ist eine der großen Hausforderungen im nächsten Jahrzehnt. 

Personal- und Finanzbedarf
Angesichts der institutionellen Heterogenität der Weiterbildungsträger und der Viel-
falt ihrer Lernformen und Personaleinsatzkonzepte fehlen verlässliche Informationen 
zum Personalbestand und -ausbaubedarf. Deswegen wird im Indikator zum Bildungs-
personal (vgl. B4) auf eine Berichterstattung über das Personal in der Weiterbildung 
verzichtet. In den Bildungsvorausberechnungen in H2 wird der Personalbedarf im 
Weiterbildungsbereich ebenfalls ausgeklammert. Vor dem Hintergrund der hier be-
gründeten steigenden Weiterbildungserfordernisse in allen Altersstufen jenseits der 
Erstausbildung und in allen gesellschaftlichen Bereichen ist mit einem erheblich 
steigenden Personalbedarf in der Weiterbildung zu rechnen. Neben der Expansion 
scheint eine verstärkte Professionalisierung des Weiterbildungspersonals geboten, 
das oft in diskontinuierlichen Beschäftigungsverhältnissen und mit „marginaler 
Professionalisierung“31 arbeitet.

Die Haupttendenz bei den Bildungsausgaben in der Weiterbildung im letzten 
Jahrzehnt ist erst Rückgang (bis 2005 – Bildungsbericht 2008, S. 32), dann Stagnation 
(vgl. B1). Für die Zukunft hätte die Fortführung einer restriktiven Finanzstrategie 
eine Verstärkung von Gefährdungen sowohl für die Sicherung des quantitativen 
und qualitativen Arbeitskräftebedarfs als auch für die soziale Teilhabe vor allem der 
älteren Bevölkerungsgruppen zur Folge. Ohne genaue Finanzvolumen angeben zu 
können, erscheint es nötig, dass private und öff entliche Weiterbildungsträger (wie 
auch Weiterbildungsteilnehmer) ihre fi nanziellen Anstrengungen deutlich erhöhen. 

31 Faulstich, P. (2008): Weiterbildung. In: Cortina, K.S./Baumert, J. u. a. (Hrsg.) Das Bildungswesen in der Bundesrepublik 
Deutschland (vollständig überarbeitete Neuausgabe) – Reinbek, S. 674
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 Methodische Erläuterungen
Bevölkerung nach siedlungsstrukturellen Kreistypen
Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BGSR) verwendet für die Darstellung siedlungsstruktureller 
Unterschiede vorzugsweise die hier verwendeten vier Kreistypen: Kreistyp 1: Kernstädte; Kreistyp 2: Verdichtetes Umland; 
Kreistyp 3: Ländliches Umland; Kreistyp 4: Ländlicher Raum. Die Entwicklung der Bevölkerung nach Altersgruppen in 
den siedlungsstrukturellen Kreistypen bis 2025 wurde von der Regionalprognose des Bundesinstituts für Bevölkerungs-, 
Stadt- und Regionalforschung übernommen. Die Daten wurden an die Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungsvor-
ausberechnung angepasst. 

Nachfragepotenzial
Die Nachfragebedarfsberechnung geschieht auf der Grundlage der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung 
durch die Konstruktion eines durchschnittlichen Jahrgangs von Jugendlichen im typischen Zugangsalter zur beruflichen 
Ausbildung (16- bis unter 19-Jährige). Die tatsächliche Nachfrage speist sich immer aus mehreren Altersjahrgängen und 
ist deswegen sehr viel höher, als die Kurve (Abb. H4.3-1) vorgibt, steht aber in ihrer Höhe in Relation zu dem durch die 
Jahrgangskurve bezeichneten Durchschnittswert. Auf der anderen Seite beinhaltet sie nicht allein die Nachfrage nach 
vollqualif izierender beruflicher Ausbildung, sondern auch nach höherer Allgemeinbildung (gymnasiale Oberstufe/Studium) 
oder auch Erwerbsarbeit ohne vorherige Ausbildung.

Berufshauptfelder
Vgl. Methodische Erläuterungen zu H3

Varianten der Hochschulvorausberechnung
Die Basisvariante (Status-quo-Fortschreibung) geht für 2009 von erhöhten Übergangsquoten aus, um die stark gestiegene 
Studienanfängerzahl für 2009 abbilden zu können. Diese erhöhte Quote wird bis 2012 linear gesenkt und bleibt dann 
auf dem mittleren Niveau (Fortschreibung des letzten verfügbaren Durchschnitts). Die obere Variante hält eine um fünf 
Prozentpunkte erhöhte Übergangsquote stabil, die untere Variante geht davon aus, dass die Übergangsquote nach 2012 
weiter sinkt und hält ab 2015 eine um fünf Prozentpunkte niedrigere Übergangsquote stabil. 

Hochschulpakt 2020
Vgl. Methodische Erläuterungen zu F2

Betriebliche Weiterbildung
Vgl. Methodische Erläuterungen zu G1 – Weiterbildungstypen

Volkshochschulstatistik
Mit der Volkshochschulstatistik liegen Informationen zu den Aktivitäten der Volkshochschulen in Deutschland vor, die das 
Deutsche Institut für Erwachsenenbildung (DIE) jährlich erstellt. Hier werden Daten von 953 der insgesamt 957 Volkshoch-
schulen zur Anzahl der Kurse und zu Ausgaben der Volkshochschulen im Arbeitsjahr 2008 berichtet. An den Angaben zur 
Kursbelegung nach Alter waren etwa 84% der Volkshochschulen beteiligt. Zu beachten ist, dass die Statistik Teilnahmefälle 
erfasst, wodurch Doppelzählungen von teilnehmenden Personen nicht auszuschließen sind.

AES-Zusatzerhebung EdAge
Das Weiterbildungsverhalten 45- bis 80-Jähriger wurde als Zusatzerhebung zum AES 2007 im Rahmen des BMBF-Projekts 
„EdAge – Bildungsverhalten und -interessen Älterer“ am Institut für Pädagogik der LMU München erhoben. In 4.909 In-
terviews wurden über das ursprüngliche AES-Fragenprogramm hinausgehende Themenbereiche, z. B. Gesundheitsbildung, 
erfasst. 
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Die aktuellen bildungspolitischen Debatten, beispielsweise um die Ausweitung fi -
nanzieller Ressourcen für Bildung in Deutschland, werden vor dem Hintergrund 
eines langfristigen Strukturwandels geführt, zu dem neben Globalisierung und zu-
nehmender Wissensbasierung der Ökonomie (vgl. A2, A3) auch die demografi schen 
Veränderungen gehören. Der demografi sche Wandel wird viele Reformprozesse im 
Bildungswesen beschleunigen; hierin liegt eine Chance für die Bildungspolitik. 

In Weiterführung der bisherigen Überlegungen wird im Folgenden die Wechsel-
wirkung von Demografi e und Bildungsreform entlang vier grundlegender Dimen-
sionen diskutiert: der Verteilung von Bildungszeit über die Lebensspanne (zeitliche 
Dimension), der Verteilung von Bildungsangeboten auf Regionen (räumliche Dimen-
sion), der Struktur und der Zusammenarbeit unterschiedlicher Bildungseinrichtun-
gen (institutionelle Dimension) und der personellen und fi nanziellen Ausstattung 
des Bildungswesens (Ressourcen-Dimension). 

Lebenslanges Lernen – Neustrukturierung von Bildungszeiten
Traditionell konzentriert sich die individuelle Bildungszeit bis heute auf das Jugend- 
und junge Erwachsenenalter. Diese traditionelle Zeitorganisation ist schon allein  
durch die hohe Wissensdynamik infrage gestellt, die erworbene Qualifi kationen 
schneller veralten lässt, sodass Bildungsprozesse parallel zu Erwerbsphasen oder als 
temporäre Unterbrechungen der Erwerbstätigkeit eine zunehmende Bedeutung erhal-
ten werden. Bei demografi sch bedingter Arbeitskräfteknappheit kommt es zusätzlich 
darauf an, Qualifi zierungsprozesse in der Erwerbs- und Nacherwerbsphase fortzu-
führen, zu ergänzen oder, wo nötig, auch nachzuholen. Lernen im Lebenslauf wird 
damit zur notwendigen Bedingung, um das Bildungs- und Qualifi kationspotenzial des 
Einzelnen und der Bevölkerung insgesamt zu sichern und zugleich Qualifi kationen 
möglichst lange im Beschäftigungssystem nutzbar zu halten.

Lernen wird auch für die Bevölkerung im Rentenalter an Bedeutung gewinnen, 
die – mit steigendem Bildungsniveau – nach der Erwerbsphase oder im Rahmen verän-
derter Formen von Tätigkeiten verstärkt Bildungsinteressen nachgehen wird. Unter dem 
Aspekt einer „alternden Gesellschaft“ ist auch für die aus dem Erwerbsleben ausgeschie-
denen Personengruppen ein Weiterbildungsangebot zu schaff en, das deren gesellschaft-
liche Teilhabe insgesamt erhöht und sich darüber hinaus bemüht, die bisher in der 
Weiterbildung benachteiligten Gruppen mit niedrigem Bildungsstand einzubeziehen.

Allein diese Gesichtspunkte werden Anlass dafür sein, das herkömmliche Vertei-
lungsmuster zwischen den Zeiten, die der Bildung und Ausbildung, der Erwerbsarbeit 
und dem Ruhestand gewidmet sind, zu überdenken und zu überlegen, wie Bildungs-
zeiten stärker in den gesamten Lebenszyklus integriert sowie mit Arbeitsphasen, 
Phasen der Familientätigkeit, der Freizeit und des Ruhestands verfl ochten werden 
können, um eine sowohl individuell befriedigende als auch gesellschaftlich produk-
tive Nutzung von Bildungszeiten sicherzustellen. Auf die verschiedenen Bereiche des 
Bildungswesens kommen mit dieser Umverteilung von Bildungszeit je unterschiedli-
che und auch spezielle Herausforderungen zu. 

Die Entwicklung der vergangenen beiden Jahrzehnte war insbesondere durch 
eine veränderte Einstellung gegenüber dem Lernen im Vorschulalter und einem Aus-
bau von Kindergärten und Tageseinrichtungen für Kinder unter drei Jahren bestimmt. 
Der Prozess des Ausbaus vorschulischer Einrichtungen wird sich insbesondere für die 
kindliche Lebensphase der ersten drei Jahre in den kommenden Jahren fortsetzen 

Das Bildungswesen unter Veränderungsdruck

dipf_10_H.indd   188dipf_10_H.indd   188 31.05.10   11:4231.05.10   11:42



189

H
5

Das Bildungswesen unter Veränderungsdruck 

(H4.1) und mit einer weiteren Veränderung der Ausbildung des Personals zu verbinden 
sein, um den pädagogischen Ansprüchen an diese Bildungsphase gerecht zu werden.

Im Schulbereich hat das zuvor formulierte Ziel, Bildungszeit und darin erworbene 
Qualifi kationen effi  zient zu nutzen, seinen deutlichsten Ausdruck in der Verkürzung 
des gymnasialen Bildungsganges auf acht Schuljahre gefunden, die sich in den meisten 
Ländern durchgesetzt hat. Betrachtet man Altersjahrgänge insgesamt, ist dennoch mit 
einer im Durchschnitt ansteigenden Schulbesuchsdauer zu rechnen, weil immer mehr 
Schülerinnen und Schüler das Ziel einer Hochschulzugangsberechtigung anstreben 
und entsprechend längere Bildungsgänge besuchen. Dementsprechend erhöht sich 
auch das durchschnittliche Eintrittsalter in eine duale Berufsausbildung. 

Gegenwärtig kommt hinzu, dass viele Jugendliche – teilweise mehrere Jahre – im 
Übergangssystem auf eine Ausbildungschance warten müssen. Diese Situation gilt 
es in den kommenden Jahren gezielt abzubauen (H4.3) und den direkten Übergang 
nach einem Schulabschluss in eine berufl iche oder vollzeitschulische Ausbildung 
zu ermöglichen. Zugleich sollte die Durchlässigkeit zwischen Bildungsgängen und 
-angeboten weiter verbessert werden, um noch bestehende Hemmnisse im Zugang zu 
weiterführender Bildung abzubauen. 

Die Aufgaben der berufl ichen Bildung bei Erwachsenen sind je nach Zielgruppe 
verschieden: 
• Zur Sicherung und Weiterentwicklung individueller Kompetenzen sind für alle Er-

werbspersonen – aktuell in besonderer Weise für ältere Berufstätige – verstärkt Mög-
lichkeiten berufl icher Bildung und Weiterbildung zu bieten, um ihnen eine längere 
Beschäftigung zu ermöglichen und Arbeitskräftelücken zu schließen. Ein derartiges 
Vorgehen stellt zugleich eine Voraussetzung für den Erhalt der Wettbewerbsfähig-
keit von Unternehmen dar, so dass es gelingen sollte, hier zu Absprachen über die 
entsprechenden Bedarfe auf betrieblicher bzw. überbetrieblicher Ebene zu kommen.

• Berufsbegleitendes Lernen auf einem besonders hohen Niveau ist vor allem für jene 
Absolventen des dualen Systems und Hochschulzugangsberechtigte wichtig, die 
zugunsten einer frühen Berufstätigkeit zunächst auf eine weitere Qualifi zierung 
verzichtet haben, entsprechende Angebote zu einer Weiterqualifi zierung jedoch 
nutzen können und wollen.

• Eine andere, wichtige Zielgruppe bilden Personen mit eher niedrigem Bildungs-
stand, für die Formen einer nachholenden Qualifi zierung organisiert werden müs-
sen und für die eine Verschiebung des Lernens in das Erwachsenenalter durch das 
Nachholen von Abschlüssen zu einer wichtigen Voraussetzung gesellschaftlicher 
und ökonomischer Integration werden wird. Die in H3 erläuterte Arbeitsmarktpro-
jektion geht in den kommenden 15 Jahren von einer anhaltend hohen Zahl von 
gering qualifi zierten Arbeitskräften (ca. 1,3 Millionen) aus, für die Arbeitsplätze 
nicht in ausreichendem Maße zur Verfügung stehen. Ihnen ist ein breites Angebot 
zur Nachqualifi zierung anzubieten. 

Aus- und Weiterbildung von Erwachsenen, die bereits eine erste Erwerbsphase hinter 
sich haben, kann eine wichtige Aufgabe für die bestehenden Berufsbildungseinrich-
tungen werden. Auch die Hochschulen müssen sich künftig verstärkt als Institutionen 
lebenslangen Lernens verstehen, was nicht nur ein erhöhtes Weiterbildungsengage-
ment, sondern auch eine Neuausrichtung von Studienangeboten in der akademischen 
Erstausbildung zur Folge hätte (H4.4). Berufsbegleitende akademische Zusatzqualifi ka-
tionen werden zunehmend wichtig für den berufl ichen Aufstieg und die Anpassung der 
Kenntnisse an den aktuellen Forschungsstand. Mit den Bachelor- /Masterstudiengängen 
wurde bereits strukturell die Möglichkeit geschaff en, Studien- und Erwerbsphasen stär-
ker zu entzerren. Angesichts des individuellen und des gesellschaftlichen Qualifi kati-
onsbedarfs müssen zusätzliche Möglichkeiten einer berufsbegleitenden Qualifi zierung 

dipf_10_H.indd   189dipf_10_H.indd   189 31.05.10   11:4231.05.10   11:42



190

Perspektiven des Bildungswesens im demografischen Wandel

H
5

an den Hochschulen geschaff en werden. Hochschulen können auch als Anbieter auf 
dem Weiterbildungsmarkt neue Nachfragepotenziale erschließen und mehr Personen 
in den verschiedenen Phasen ihres Erwerbslebens und in der nachberufl ichen Lebens-
phase einen Hochschulbesuch im Rahmen von weiterbildenden Studien ermöglichen. 

Betrachtet man die Stufen des Bildungswesens insgesamt, so ist absehbar, dass die 
traditionellen Kernphasen der Bildung und Ausbildung – nämlich Schule, berufl iche 
Erstausbildung und Hochschulstudium – an relativem Gewicht verlieren werden. Zum 
einen weiten sich, wie oben erläutert, durch neue Strukturen der Zeitverwendung 
Bildungs- und Qualifi zierungsaufgaben im Erwachsenenalter aus. Zum anderen ist 
auch mit der Ausweitung vorschulischer Bildung und Förderung zu rechnen, die 
durch den Rechtsanspruch auf ein Betreuungsangebot ab 2013 vermutlich zusätzliche 
Dynamik erhalten wird (H4.1).

Regionale Unterschiede – die räumliche Dimension in Bildungspolitik 
und Bildungsplanung
Vieles spricht für eine Verstärkung regionaler Unterschiede durch die demografi schen 
Entwicklungen. Zukünftig werden prosperierende städtische Zentren vermehrt altin-
dustriellen und ländlichen Regionen mit starken Bevölkerungsverlusten gegenüber-
stehen. In dieser Situation müssen sich alle Regionen um eine möglichst zahlreiche 
Bevölkerung bemühen. Dazu gehört, für ansiedlungswillige Personen auch attraktive 
Bildungsangebote bereitstellen. Durch die Abhängigkeit der frühkindlichen Bildung, 
aber auch des Schulwesens und der allgemeinen Weiterbildung von der jeweiligen 
Finanzkraft der Kommune besteht die Möglichkeit, dass sich die Bildungspotenziale 
zwischen fi nanziell unterschiedlich leistungsfähigen Regionen auseinanderentwi-
ckeln. Gegenwärtig bereits bestehende regionale Unterschiede der Bildungsbeteili-
gung könnten sich verfestigen oder sogar verstärken, wenn die weitere Erhöhung des 
Schulabschlussniveaus als bildungspolitisches Ziel überwiegend nur in den städti-
schen Zentren und den Verdichtungsräumen verfolgt werden kann, in denen bereits 
heute das Ausbildungsniveau insgesamt vergleichsweise hoch ist. 

Innerhalb der Ballungsräume ist zusätzlich mit zunehmenden Tendenzen der 
Wohnsegregation zu rechnen, die durch die freie Elternwahl von Kindertageseinrich-
tungen und Schulen noch verstärkt werden können, wobei insbesondere die Situation 
der Kinder aus bildungsfernen Schichten und mit Migrationshintergrund zu beobach-
ten ist. Die Sicherung eines regional ausgewogenen und soziale Disparitäten ausglei-
chenden Bildungsangebots ist in Deutschland eine zentrale Aufgabe der öff entlichen 
Bildungsplanung. Dabei zeichnet sich immer stärker ab, dass die herkömmlichen 
Formen der kommunalen und der staatlichen Planung von Nachfrage und Angeboten 
erweitert werden müssen. Fragen des quantitativen Ausbaus sind nicht mehr von 
Fragen nach der Struktur und Gestaltung von Bildungsgängen zu trennen; die Ver-
netzung von Bildungseinrichtungen über Stufen und Sektoren des Bildungswesens 
hinweg – und damit die regionale Kooperation unterschiedlicher Träger – gewinnt an 
Bedeutung. Ganztagsschulen und Übergangsmanagement in der berufl ichen Bildung 
sind Beispiele dafür. Kommunale Planung berührt somit bildungspolitische Debatten, 
die bislang nur auf Landesebene oder länderübergreifend geführt wurden. 

Institutionelle Entwicklungen
Eine verbesserte Einbeziehung von Bildungsprozessen in den individuellen Lebenszy-
klus hat notwendigerweise auch institutionelle Veränderungsbedarfe zur Folge, die 
regional jeweils unterschiedliche Ausgestaltungen einschließen müssen. Auch wenn 
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die gegenwärtig relativ starke Trennung der Bildungsbereiche kurzfristig nicht zu 
überwinden sein dürfte, so zeigen doch Erfahrungen aus dem kommunalen Bereich, 
dass verwaltungsorganisatorische Vernetzungen und Verknüpfungen möglich sind, 
indem Koordinierungsstellen oder runde Tische eingerichtet werden, die durch bil-
dungsbereichsübergreifendes Handeln zu einer deutlich verbesserten Gestaltung von 
Bildungsgelegenheiten vor Ort tätig werden können. 

Insbesondere in den ländlichen Regionen mit starkem Bevölkerungsrückgang 
sind die Auswirkungen der demografi schen Entwicklung von Bedeutung. Häufi g wird 
dort eine Einschränkung der Bildungsversorgung nur über eine Zusammenarbeit 
zwischen Kindergärten und Grundschulen, gymnasialen Oberstufen und Schulen des 
Schulberufssystems, Berufsschulzentren und Weiterbildungseinrichtungen, sowie 
Betrieben, Berufsschulzentren und Fachhochschulen zu erreichen sein. Um die teil-
zeitberufsschulischen Ausbildungsangebote sicherzustellen und vollzeitschulische 
Angebote zu verbessern, könnten auch übergreifende regionale Ausbildungsinsti-
tutionen in kooperativer Trägerschaft von öff entlicher Hand, Kammern und freien 
Trägern eine mögliche Option sein, um die regionale Ausbildungsinfrastruktur zu 
stabilisieren und möglicherweise zu verbessern. Auf Landesebene sollten demzufolge 
Rahmenbedingungen geschaff en werden, die Formen der Zusammenarbeit zwischen 
Bildungsinstitutionen anregen und begünstigen, eine Einschränkung von Bildungs-
angeboten vermeiden helfen und auch Abweichungen von den Grundstrukturen 
aufgrund neuer und regional spezifi scher Bedarfe zulassen, um vor Ort Lerngelegen-
heiten in jeder Lebensphase zu erhalten bzw. noch ausbauen zu können. 

Konsequenzen für den Personal- und Finanzbedarf des Bildungswesens 
Eine Weiterentwicklung der Bildungsangebote mit dem Ziel, verbesserte Bildungs- 
und Qualifi zierungsmöglichkeiten über die ganze Lebensspanne zu erreichen, hat 
weitreichende Konsequenzen für den Personal- und Finanzbedarf im Bildungswesen. 
Die Status-quo-Vorausberechnung des Personalbedarfs (H2) geht von einem Rückgang 
bis zum Jahr 2025 um etwa 126.000 Vollzeitäquivalente aus. Dabei ist ein über den 
Ausbau der Kinderbetreuung für die unter 3-Jährigen bis 2013 hinausgehender Platz-
bedarf nicht berücksichtigt, und auch die personellen Auswirkungen einer stärkeren 
Ausweitung des Hochschulbesuchs sind nicht mit erfasst. Belastbare Projektionen 
für den Weiterbildungsbereich konnten mit diesem Bericht zwar nicht vorgelegt 
werden, die angesprochenen zusätzlichen Aufgaben, die auf diesen Bildungsbereich 
zukommen werden, führen aber notwendig auch dort absehbar zu einem deutlich 
höheren Personalbedarf. Deshalb wird sich lediglich im Schulbereich der rechneri-
sche Personalbedarf verringern. 

Finanziell bedeutet dies, dass die demografi sche Entwicklung allein im Bereich 
des Schulwesens einen Spielraum für mögliche Umverteilungen schaff t – sei es für 
qualitative Verbesserungen innerhalb des Schulwesens oder für fi nanzielle Umschich-
tungen zugunsten anderer Bildungsbereiche:

Im Elementarbereich wird das Angebot für Kinder unter 3 Jahren über den Ziel-
wert des Jahres 2013 hinaus aller Voraussicht nach weiter auszubauen sein. Im Kinder-
gartenbereich fehlt es zudem an einem ausreichenden Angebot an Ganztagsplätzen, 
die heutigen Betreuungsquoten verlangen nach Verbesserungen und die Anpassung 
der Qualifi kation des Personals an die gestiegenen pädagogischen Anforderungen 
nach zusätzlichen Ausbildungsmaßnahmen. Die „Sieben Handlungsfelder“ der Kul-
tusministerkonferenz32 markieren einen umfangreichen Katalog zusätzlicher Maß-
nahmen für Qualitätsverbesserungen im Schulbereich (H4.2). Mögliche Entlastungen 

32 Pressemitteilung vom 6. Dezember 2001 zur 296. Plenarsitzung der KMK
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beim betrieblichen Teil der Berufsausbildung werden vermutlich noch längere Zeit 
erhöhten Anforderungen gegenüberstehen, die sich aus dem nach wie vor bestehen-
den Überhang an Altbewerbern und Nachqualifi zierungen der unter 40-Jährigen, die 
bislang ohne qualifi zierte Ausbildung sind, ergeben. Für Ausbildungsplatzbewerber 
mit Hochschulzugangsberechtigung würde ein Ausbau des Angebots an dualen Studi-
engängen und die Schaff ung entsprechender Ausbildungsplätze zusätzliche Bedarfe 
bei Hochschulen und in Betrieben auslösen. Eine Umstrukturierung anstelle eines 
Rückbaus des betrieblichen Ausbildungsangebots liegt von daher auch im Interesse 
der ausbildenden Unternehmen und ihrer langfristigen Personalpolitik. 

Im Hochschulbereich zeichnet sich ab, dass selbst die geplanten Ausbaumaß-
nahmen nicht ausreichend sein werden, um der zu erwartenden Nachfrageentwick-
lung gerecht zu werden und die als notwendig angesehenen Verbesserungen in der 
Hochschullehre umzusetzen. Bezogen auf die langfristige Entwicklung drängt sich 
ein Vergleich mit der „Untertunnelungsstrategie“ auf, über die in den 1980er Jahren 
seitens der Hochschulpolitik versucht wurde, die angebliche „temporäre Überlast“ zu 
bewältigen. Der erwartete Rückgang der Zahl der Studierenden ist damals nicht einge-
treten, und es ist auch heute eher ein langfristig anhaltend hoher Bedarf an Studien-
plätzen zu vermuten als ein Rückgang der Studierendenzahlen ab dem kommenden 
Jahrzehnt. Für langfristige hohe Studierendenzahlen spricht auch die Notwendigkeit, 
die universitäre Weiterbildung weiterzuentwickeln und auszubauen, die bisher an 
den Hochschulen nur ein Randdasein führt. Schließlich werden sich die Hochschulen 
für aus dem Ausland angeworbene Studierende öff nen müssen, um mögliche Lücken 
im Bedarf des Beschäftigungssystems langfristig zu schließen. 

Angesichts der Erwartung, in den nächsten Jahren fi nanziellen Spielraum für 
eine Weiterentwicklung und Umgestaltung des Bildungswesens zu erhalten, erweist 
sich der tatsächliche Spielraum für mögliche Umschichtungen vor dem Hintergrund 
bereits projektierter Ausbaumaßnahmen als sehr begrenzt. Insofern wird es nur sehr 
eingeschränkt möglich sein, die zusätzlich erforderlichen Mittel durch Umschich-
tungen innerhalb der oder zwischen den Bildungsbereichen bereitzustellen. Häufi g 
erschwert eine auf Fortschreibung bzw. Erhöhung jedes Einzeltitels ausgerichtete 
Haushaltspolitik die gebotene Ausgabenfl exibilität. Deshalb wird es zu einer zuneh-
mend wichtigen Aufgabe von Bildungsfi nanzierung und Bildungspolitik werden, die 
Mechanismen der Mittelbereitstellung und die Kontrolle der zielbezogenen Mittel-
verwendung zu verbessern und über alle Bildungsbereiche hinweg zu koordinieren.

Die Finanzierung der hier angesprochenen Zusatzbedarfe im Bildungswesen 
dürfte bereits den demografi sch bedingten fi nanziellen Gestaltungsspielraum über-
steigen. Für die Sicherung einer angemessenen Finanzausstattung des Bildungswesens 
erscheint daher der gegenwärtig politisch diskutierte Finanzrahmen (Aufstockung 
der Bildungs- und Forschungsausgaben auf 10% des BIP) durchaus angemessen. Ange-
sichts der strategischen Bedeutung des Bildungswesens für die weitere gesellschaftli-
che Entwicklung wäre es deshalb fatal, wenn an der Priorität von Bildung nicht auch 
in der gegenwärtig schwierigen ökonomischen Situation festgehalten würde. Die 
jüngsten Analysen der OECD haben erneut die mit Bildungsausgaben verbundenen 
hohen gesellschaftlichen Renditen (vgl. I1) herausgestellt: Investitionen in Bildung 
sind für die Gesellschaft lohnenswert. 

Das Bildungswesen steht durch die Ausweitung der Bildungsphasen von den Kin-
dertageseinrichtungen bis zum Lernen im hohen Lebensalter vor einem zunehmen-
den Veränderungsdruck, weil Bildungsprozesse stärker mit dem Lebenszyklus und 
lebenszyklusspezifi schen Bildungsinteressen vereinbart werden müssen. Dadurch 
ergibt sich allerdings zugleich auch die Chance, Strukturen und Organisationsformen 
des lebensbegleitenden Lernens weiterzuentwickeln. Das gilt es zu nutzen.
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